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A. Vorbemerkungen 

Die Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Nordrhein-Westfalen (GdP) bedankt sich 

zunächst für die Möglichkeit der Stellungnahme. Trotz der durch die Rechtsprechung 

vorgegebenen Umsetzungsfrist möchten wir anmerken, dass die Frist zur 

Stellungnahme mit 14 Tagen so kurz bemessen ist, dass eine angemessene interne 

Beteiligung der erforderlichen Gremien und Fachlichkeit nicht darstellbar ist. Daher 

beschränkt sich auf eine erste summarische Bewertung. Die Bedeutung des Themas 

würde allerdings detaillierte Auseinandersetzung erfordern und wäre für den Diskurs 

in der Sache sicherlich auch zielführend.  

Vorangestellt bleibt zu erwähnen, dass die Regelungen im Kern durchaus unsere 

Zustimmung finden. Sie sind Ausfluss der immer gefestigteren Rechtsprechung 

bezogen auf sensible Eingriffsmaßnahmen, die allerdings in der modernen 

Kriminalitätsbekämpfung und vor allem der präventiven Gefahrenabwehr 

unverzichtbar sind. Dass insoweit die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur 

Frage, inwiefern die Eingriffsschwelle im Vorfeld einer konkreten Gefahr definiert 

sein muss, um den verfassungsmäßigen Anforderungen der Verhältnismäßigkeit 

gerecht zu werden, umgesetzt werden, ist ausdrücklich zu begrüßen. Hierbei möchte 

die GdP allerdings auf drei Kernpunkte hinweisen, die im Sinne der die 

Ermittlungsmaßnahmen ausführenden Kolleginnen und Kollegen stets im Blick 

behalten werden sollten: 

1.) Die Eingriffsschwelle soll selbstverständlich die Freiheitsrechte der 

Betroffenen Personen wahren, insoweit ist eine strenge 

Verhältnismäßigkeitsprüfung alternativlos. Gleichzeitig sollte bei der 

Güterabwägung aber immer auch die Wertigkeit der gefährdeten Rechtsgüter 

in den Blick genommen werden. Soweit also eine Gefährdung für Leib und 

Leben von Menschen oder die Sicherheit und Bestand von Bund und/oder 

Ländern gefährdet sind, dürfen zu hohe Eingriffsschwellen nicht zum 

Unterlassen von Ermittlungshandlungen führen.  

2.) Die Dogmatik des theoretischen Gesetzentwurfs muss für die Praxis und 

damit unsere Kolleginnen und Kollegen greifbar gemacht werden. Daher ist 

durch notwenige Schritte wie ausreichende Fortbildungen sicherzustellen, 

dass unsere Kolleginnen und Kollegen die neuen Rechtsnormen sicher zur 

Anwendung bringen. Die GdP stellt hier leider zu häufig fest, dass viele 

Ressourcen in die Erarbeitung komplexer Gesetzestexte aufgebracht werden. 

Nach Verabschiedung muss aber mit derselben Gewichtung Sorge dafür 

getragen werden, dass die verschobenen Eingriffsschwellen erläutert werden. 
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3.) Der Gesetzentwurf sieht (aus rechtlich nachvollziehbaren Gründen) neue, 

umfassende Dokumentationspflichten im Rahmen der Durchführung 

spezieller Maßnahmen vor. Die GdP möchte in diesem Kontext abermals den 

Begriff „Aufgabenkritik“ ins Spiel bringen. Die Kolleginnen und Kollegen, die 

ohnehin hoch belastet sind, müssen die gesetzlichen Anforderungen 

zusätzlich zu den bereits bestehenden Aufgaben erledigen. Politik muss daher 

in der Umsetzung solcher Gesetzesvorhaben zwingend mitdenken, an welche 

Stelle die Kolleginnen und Kollegen eine Entlastung erfahren sollen. Die 

Regularien und damit einhergehend die Dokumentation von 

Ermittlungsmaßnahmen werden, auch aufgrund immer feinteiliger werdender 

Rechtsprechung, immer komplexer. Dass den Kolleginnen und Kollegen nicht 

immer und immer mehr aufgebürdet werden kann, ohne die hierfür 

erforderlichen zeitlichen Kapazitäten freizuräumen, sollte selbsterklärend 

sein. 

 

B. Zu den Änderungen im Einzelnen 

1.) Artikel 1 Nr. 2, § 8 Abs. 3 PolG NRW (E) 

Die GdP begrüßt die Übernahme der in der Rechtsprechung etablierten Kategorien der „Straftaten von 

erheblicher Bedeutung“ und der „besonders schweren Straftaten“. Durch diese Kategorisierung löst 

sich das Gesetz von der bisherigen Auflistung einzelner Straftatbestände hin zu einer systematischen 

Einordnung von Eingriffsschwellen bei der Nutzung von Ermittlungsmaßnahmen nach dem PolG NRW. 

Bezüglich der Ausgestaltung der Straferwartung bleibt bezüglich der „Straftaten von erheblicher 

Bedeutung“ bleibt abzuwarten, ob die Einordnung von solchen Straftaten mit einer Strafandrohung 

von höchstens drei Jahren durch die Rechtsprechung gestützt werden wird. Aus der polizeilichen 

Perspektive ist die Regelung sicherlich zu begrüßen, da sie die Handlungsmöglichkeiten unserer 

Kolleginnen und Kollegen bei Straftaten, die in der bisherigen katalogmäßigen Auflistung keine 

Eingriffsbefugnisse erfasst hätten, erweitern.  

2.) Artikel 1 Nr. 3, § 16 PolG NRW (E) 

Die Vorschrift setzt die Vorgaben der Rechtsprechung zum Schutz des Kernbereichs privater 

Lebensgestaltung um, löst dabei die bestehenden rechtssystematischen Unsicherheiten in der 

aktuellen Fassung der Vorschrift auf und ist daher zu begrüßen. 

3.) Artikel 1 Nr. 4, § 16a PolG NRW (E) 

Die Erweiterung des Kreises der zu schützenden Rechtsgüter auf überragend wichtige Allgemeingüter 

des Bestandes oder der Sicherheit des Bundes oder eines Landes wird ausdrücklich begrüßt, dass es 

den Handlungskatalog unserer Kolleginnen und Kollegen erweitert. Durch Observation gewonnene 



Stellungnahme 

  

 

Daten und Informationen können künftig auch in diesem Kontext dabei helfen, schwerste Straftaten zu 

verhindern. 

Bezüglich der neu eingezogenen Eingriffsschwelle bestehen allerdings Bedenken. Ausweislich der 

Gesetzesbegründung ist Auslöser der Anpassungen, dass zwischenzeitlich gefestigte Rechtsprechung 

nahelegt, dass die bisherige Formulierung „…Tatsachen die Annahme rechtfertigen,…“ die 

Eingriffsvoraussetzungen zu weit vor eine konkrete Beeinträchtigung der straftatbestandlich 

geschützten Rechtsgüter setzt.  

Der Gesetzentwurf führt im Weiteren aus, dass daher zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit einer 

Maßnahme auf das Erfordernis einer sich in konkretisierter Weise anbahnenden Straftat abgestellt 

werden muss. Dem ist zu folgen. In der Umsetzung führt dies im Gesetzentwurf zu folgendem 

Wortlaut: „über Personen, 

a.) Soweit bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Personen in absehbarer 

Zeit eine bereits ihrer Art nach konkretisierte Straftat von erheblicher Bedeutung, die die nach 

ihrem Tatbestand geschützten Rechtsgüter unmittelbar beeinträchtigt, begehen werden, 

oder…“ 

Die Formulierung versucht sehr verschiedene Erfordernisse zusammenzuführen, was mindestens zu 

einem missverständlichen Wortlaut führt. Überdies ist die Begründung an dieser Stelle nicht 

nachvollziehbar. Hier wird ausgeführt, dass das Bundesverfassungsgericht bei Maßnahmen, die im 

Gefahrenvorfeld ansetzen, eine hinreichende Nähe zum schädigenden Ereignis für die geschützten 

Rechtsgüter erfordert. Dies sei bei einer Anknüpfung an Straftatbestände, die bloße 

Vorbereitungshandlungen unter Strafe stellen, nicht durchgängig gewährleistet. Daher wurden solche 

Straftatbestände (§§ 89a, 89b StGB u.a.) 2018 bei der Schaffung des Straftatkatalogs aus dem § 8 Abs. 

4 PolG NRW ausgenommen worden.  Mit Blick auf die neue Systematik des § 8 Abs. 3 PolG NRW (E) 

bleibt festzuhalten, dass schon die Erfüllung bspw. des § 89a StGB aufgrund der Strafandrohung die 

Anforderungen an eine Straftat von erheblicher Bedeutung erfüllt und daher für sich genommen 

bereits eine ausreichende Grundlage für das Ergreifen von Maßnahmen nach § 16a PolG NRW bieten 

sollte.  

Anders formuliert: Dass die Eingriffsschwelle nicht zu weit nach vorne verlegt werden darf, ist 

unstrittig. Sie sollte allerdings auch nicht zu weit nach hinten verlegt werden, um nicht eine effektive 

Nutzung von gefahrenabwehrenden Maßnahmen de facto auszuschließen. Die gewählte Formulierung 

sollte daher nochmals überdacht werden. Die hervorgehobene Passage bringt nach unserer Bewertung 

keinen spürbaren Mehrwert, da die Beeinträchtigung geschützter Rechtsgüter denklogische Folge bei 

der Begehung von Straftatbeständen ist und nicht zur Normenklarheit beiträgt. 

Bezüglich der Neuformulierung in Nr. 2 lit. b) gilt das oben ausgeführte. Der Gesetzgeberische 

Gedankengang dazu, was unter dem unbestimmten Rechtsbegriff der „überschaubaren Zukunft“ genau 

zu verstehen ist, muss den Kolleginnen und Kollegen rechtssicher an die Hand gegeben werden. 
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4.) Artikel 1 Nr. 5, § 17 PolG NRW (E) 

Die Anpassungen dienen der Normenklarheit und der Umsetzung der Vorgaben aus der Rechtsprechung und 

sind daher zu begrüßen. Bezüglich der Definition der Eingriffsschwelle gilt das unter 3.) geäußerte. 

6.) Artikel 1 Nr. 6 und 7, §§ 19 Abs. 1 (E), 20 Abs. 1 PolG NRW € 

Die Vorschriften setzen die Anforderungen der Rechtsprechung um, daher keine Anmerkungen. 

6.) Artikel 1 Nr. 8, § 20a PolG NRW (E) 

Die GdP begrüßt die Neueinordnung der tatbestandlichen Voraussetzungen, gerade im Verhältnis zum 

eingriffsintensiveren § 20 c PolG NRW. 

7.)  Artikel 1 Nr. 9, § 21 Abs. 1 PolG NRW (E) 

Auch hier gilt das unter 4.) gesagte.  

8.) Artikel 1 Nr. 10, § 22 PolG NRW (E) 

Die Übernahme der Vorgaben aus dem Erlass zur Frage der Speicherung personenbezogener Daten von 

Beschuldigten, die über den konkreten Anlassfall hinaus aus Vorsorgegründen erfolgt, soweit sie an eine 

Negativprognose geknüpft ist, in ein formelles Gesetz entspricht den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 

und ist daher zu begrüßen. 

9.) Artikel 1 Nr. 11 und 12, §§ 23 PolG NRW (E) und 24b PolG NRW 

Die Erweiterung der Möglichkeiten der Kolleginnen und Kollegen der automatisierten Datenanalyse mithilfe von 

selbstlernenden Systemen (Künstlicher Intelligenz“) fußt auf den Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts, 

entspricht den Erfordernissen an moderne und effiziente Ermittlungsarbeit und ist daher ebenfalls zu begrüßen. 

C. Fazit 

In der summarischen Betrachtung ist der Gesetzentwurf zu begrüßen. Er setzt konsequent die Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts um und unternimmt vernehmbar den Versuch, unseren Kolleginnen und Kollegen 

rechtlich den bestmöglichen Handlungsrahmen für effiziente Gefahrenabwehr zur Verfügung zu stellen. 

Gleichzeitig muss gerade mit Blick auf die Frage, welche Intensität Eingriffsschwellen für präventive Maßnahmen 

in welchen (Vor-)Tatstadium haben, stets im Blick behalten werden. Die GdP wird dabei immer den Fokus darauf 

richten, die Schwelle gerade so hochzuhalten, wie das Verfassungsrecht es erfordert. Auf der anderen Seite 

sollte ein gesamtgesellschaftlicher Konsens bestehen, dass in dieser Frage immer auch ein besonderes 

Augenmerk auf die möglicherweise gefährdeten Rechtsgüter gelegt werden muss. Dass sich in der ex-post 

Perspektive Sachverhalte anders darstellen, als es die ex-ante Perspektive nahelegte, ist unvermeidbar, sollte 

aber mit Blick auf die zu schützenden Rechtsgüter nicht dazu führen, dass Gefahrenabwehr aufgrund zu hoher 

tatbestandlicher Voraussetzungen für Ermittlungsmaßnahmen verhindert wird. 


